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TEXTAUSZUG 

Rechtsvorschrift für Landtagswahlordnung 2017 - TLWO 2017, Tirol, Fassung vom 
24.11.2017 

 

§ 2 

Wahlrecht 

(1) Zum Landtag wahlberechtigt sind: 

 a) österreichische Staatsbürger, die in Tirol ihren Hauptwohnsitz haben, spätestens am Tag der 
Wahl das 16. Lebensjahr vollendet haben und vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen sind, und 

 b) österreichische Staatsbürger, die vor der Verlegung ihres Hauptwohnsitzes in das Ausland diesen 
in Tirol hatten, spätestens am Tag der Wahl das 16. Lebensjahr vollendet haben und vom 
Wahlrecht nicht ausgeschlossen sind, für die Dauer ihres Aufenthaltes im Ausland, längstens 
aber für zehn Jahre. 

(2) Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 1 ist, abgesehen vom Wahlalter, nach dem 
Stichtag zu beurteilen. 

§ 3 

Wählbarkeit 

Zum Landtag wählbar sind österreichische Staatsbürger, die in Tirol ihren Hauptwohnsitz haben, 
spätestens am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben und von der Wählbarkeit nicht 
ausgeschlossen sind. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist, abgesehen vom Wahlalter, nach dem 
Stichtag zu beurteilen. 

§ 4 

Ausschluss vom Wahlrecht und von der Wählbarkeit 

(1) Vom Wahlrecht ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht nach § 22 Abs. 1 NRWO 
vom Wahlrecht ausgeschlossen wurde. 

(2) Der Ausschluss nach Abs. 1 beginnt mit dem Tag der Rechtskraft des Urteils und endet, sobald 
die Strafe vollstreckt ist und die mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahmen 
vollzogen oder weggefallen sind. Ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden, so 
endet der Ausschluss mit dem Tag der Rechtskraft des Urteils. Fällt das Ende des Ausschlusses vom 
Wahlrecht in die Zeit nach dem Stichtag, so kann innerhalb der Einsichtsfrist (§ 20 Abs. 1) die Aufnahme 
in das Wählerverzeichnis begehrt werden. 

(3) Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht wegen einer oder 
mehrerer mit Vorsatz begangener und von Amts wegen zu verfolgender gerichtlich strafbarer Handlungen 
rechtskräftig zu einer nicht bedingt nachgesehenen sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu 
einer bedingt nachgesehenen ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt worden ist. 

(4) Der Ausschluss nach Abs. 3 endet nach sechs Monaten. Diese Frist beginnt, sobald die Strafe 
vollstreckt ist und die mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahmen vollzogen oder 
weggefallen sind. Ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt oder zur Gänze bedingt 
nachgesehen worden, so beginnt die Frist mit der Rechtskraft des Urteils. Wird die bedingte Nachsicht 
widerrufen, so tritt mit dem Tag der Rechtskraft dieses Beschlusses der Ausschluss von der Wählbarkeit 
ein. 

 (3) Um den Wahlberechtigten, die in Anstalten oder Einrichtungen untergebracht sind, in welchen 
eine größere Anzahl von Personen mit Hauptwohnsitz gemeldet ist, die Ausübung des Wahlrechtes zu 
ermöglichen oder zu erleichtern, kann die Gemeindewahlbehörde für den örtlichen Bereich der genannten 
Anstalten und Einrichtungen einen oder mehrere besondere Wahlsprengel bilden. Hierbei kann eine 
Sprengelwahlbehörde mit der Durchführung der Wahlhandlung in mehreren Wahlsprengeln betraut 
werden. 
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§ 7 

Wahlkosten 

(1) Die Kosten für die Durchführung der Wahl, mit Ausnahme der vom Land Tirol zu tragenden 
Kosten für die Vergütung für die Wählergruppen nach Abs. 2, haben die Gemeinden zu tragen. Das Land 
Tirol hat ihnen jedoch binnen drei Monaten nach dem Wahltag einen pauschalen Kostenbeitrag in der 
Höhe von 1,00 Euro für jeden im abgeschlossenen Wählerverzeichnis enthaltenen Wahlberechtigten zu 
leisten. 

§ 13 

Landeswahlbehörde 

Für das Landesgebiet ist die Landeswahlbehörde mit dem Sitz in Innsbruck zu bilden. Sie besteht 
aus dem Landeshauptmann oder einem von ihm zu bestellenden ständigen Vertreter als Vorsitzendem 
(Landeswahlleiter) und zwölf Beisitzern. Drei Beisitzer müssen dem richterlichen Stand angehören oder 
angehört haben. Sie werden nach Anhören des Präsidenten des Oberlandesgerichtes Innsbruck bestellt. 
Der Landeshauptmann hat für den Fall der Verhinderung des Vorsitzenden mehrere Stellvertreter zu 
bestellen und die Reihenfolge zu bestimmen, in der diese zu seiner Vertretung berufen sind. 

 

§ 17 

Wählerevidenz für Wahlberechtigte im Ausland 

(1) In jeder Gemeinde ist eine Wählerevidenz für Wahlberechtigte nach § 2 Abs. 1 lit. b zu führen 
(Wählerevidenz für Wahlberechtigte im Ausland). Die Führung der Wählerevidenz für Wahlberechtigte 
im Ausland obliegt dem Bürgermeister im übertragenen Wirkungsbereich. Für ihre Anlegung gelten § 18 
Abs. 2 zweiter Satz sowie § 1 Abs. 3 des Wählerevidenzgesetzes 2018 sinngemäß. 

(2) In die Wählerevidenz für Wahlberechtigte im Ausland sind auf Antrag österreichische 
Staatsbürger einzutragen, die 

 a) vor der innerhalb von zehn Jahren vor der Antragstellung erfolgten Verlegung ihres 
Hauptwohnsitzes in das Ausland diesen in der betreffenden Gemeinde hatten, sofern dieser 
Hauptwohnsitz der letzte Hauptwohnsitz in Österreich war, 

 b) sich zur Zeit der Eintragung noch im Ausland aufhalten, 

 c) vor dem 1. Jänner des Jahres der Eintragung das 14. Lebensjahr vollendet haben und 

 d) vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen sind. 

Kann dem Antrag nicht entsprochen werden, so ist der Antragsteller hiervon schriftlich zu verständigen. 
Dies kann per E-Mail erfolgen, wenn der Gemeinde eine E-Mail-Adresse des Antragstellers bekannt ist. 

(3) Eine Person ist aus der Wählerevidenz für Wahlberechtigte im Ausland zu streichen, wenn sie 
dies beantragt oder wenn die Voraussetzungen für die Eintragung nach Abs. 2 nicht mehr vorliegen. Nach 
dem Ablauf von zehn Jahren nach der für die Eintragung maßgeblichen Verlegung des Hauptwohnsitzes 
in das Ausland ist eine erfasste Person jedenfalls zu streichen. Die von der Streichung betroffenen 
Personen sind hiervon schriftlich zu verständigen. Dies kann per E-Mail erfolgen, wenn der Gemeinde 
eine E Mail-Adresse der betroffenen Person bekannt ist. 

(4) Die in der Wählerevidenz für Wahlberechtigte im Ausland erfassten Personen erhalten, wenn sie 
dies zugleich mit dem Antrag nach Abs. 2 oder zu einem späteren Zeitpunkt beantragen, von Amts wegen 
eine Wahlkarte für die Teilnahme an jeder Landtagswahl, zu der sie wahlberechtigt sind, zugestellt. Der 
Antrag auf amtswegige Zustellung der Wahlkarte kann jederzeit widerrufen werden. Erfasste Personen 
haben der Gemeinde zum Zweck der Übermittlung der Wahlkarte und von Wahlinformationen die 
Änderung ihrer Wohnadresse im Ausland und gegebenenfalls auch ihrer E-Mail-Adresse bekannt zu 
geben. Wird einer Gemeinde nachträglich die E-Mail-Adresse oder die Änderung der E-Mail-Adresse 
oder der Wohnadresse einer erfassten Person bekannt, so ist die Wählerevidenz auch von Amts wegen 
entsprechend zu ergänzen oder zu berichtigen. 

(5) Personen, die aus der Wählerevidenz für Wahlberechtigte im Ausland gestrichen werden, können 
wegen ihrer Streichung schriftlich bei der Gemeinde einen Berichtigungsantrag stellen. Dieser 
Berichtigungsantrag gilt als Berichtigungsantrag betreffend das Wählerverzeichnis im Sinn des § 22. 

(6) Personen, die trotz Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 2 nicht in die Wählerevidenz für 
Wahlberechtigte im Ausland eingetragen werden, können wegen ihrer Nichteintragung schriftlich bei der 
Gemeinde einen Berichtigungsantrag stellen. Dieser Berichtigungsantrag gilt als Berichtigungsantrag 
betreffend das Wählerverzeichnis im Sinn des § 22. 
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(7) Die Gemeinde hat ein fortlaufendes Verzeichnis über die nach den Abs. 5 und 6 gestellten 
Berichtigungsanträge zu führen. 

(8) Für die Einbringung schriftlicher Berichtigungsanträge nach den Abs. 5 und 6 gilt § 22 Abs. 1 
dritter Satz. Die Berichtigungsanträge gelten als mit dem ersten Tag der Auflegung des 
Wählerverzeichnisses zur öffentlichen Einsicht (§ 20 Abs. 1) eingebracht. 

(9) In die Wählerevidenz für Wahlberechtigte im Ausland kann jedermann, der sich von ihrer 
Vollständigkeit und Richtigkeit überzeugen will, Einsicht nehmen und Änderungen anregen. 

(10) Die Gemeinde hat den Wählergruppen auf Verlangen Abschriften der Wählerevidenz für 
Wahlberechtigte im Ausland elektronisch zur Verfügung zu stellen. 

 

§ 18 

Wählerverzeichnisse 

(1) Die Wahlberechtigten sind in Wählerverzeichnisse einzutragen. Die Anlegung und die allfällige 
Berichtigung der Wählerverzeichnisse obliegen dem Bürgermeister im übertragenen Wirkungsbereich. 

(2) Die Wählerverzeichnisse können elektronisch oder in Papierform geführt werden. Sie sind nach 
dem Namensalphabet der Wahlberechtigten und in Gemeinden, die in Wahlsprengel eingeteilt sind, 
überdies nach Wahlsprengeln und bei Bedarf nach Ortschaften, Straßen und Hausnummern anzulegen. 

(3) Für die Erstellung der Wählerverzeichnisse sind hinsichtlich der Wahlberechtigten mit 
Hauptwohnsitz in der Gemeinde die im Zentralen Wählerregister (§ 4 Abs. 1 WEviG) geführten 
Wählerevidenzen sowie hinsichtlich der Wahlberechtigten mit Hauptwohnsitz im Ausland die 
Wählerevidenz für Wahlberechtigte im Ausland heranzuziehen. In die Wählerverzeichnisse sind alle 
Personen aufzunehmen, die nach § 2 wahlberechtigt sind. Hinsichtlich der Wahlberechtigung nach § 2 
Abs. 1 lit. b ist vor der Aufnahme der Betroffenen in das Wählerverzeichnis durch einen Abgleich mit den 
Daten des zentralen Melderegisters jedenfalls zu prüfen, ob nicht der Hauptwohnsitz inzwischen wieder 
in das Inland verlegt wurde. 

§ 19 

Ort der Eintragung 

(1) Jeder Wahlberechtigte ist in das Wählerverzeichnis der Gemeinde bzw. in Gemeinden, die in 
Wahlsprengel eingeteilt sind, in das Wählerverzeichnis jenes Wahlsprengels einzutragen, wo er am 
Stichtag seinen Hauptwohnsitz hat bzw. wo er diesen vor der Verlegung des Hauptwohnsitzes in das 
Ausland hatte. 

(2) Jeder Wahlberechtigte darf nur in ein Wählerverzeichnis eingetragen sein. 

(3) Ist ein Wahlberechtigter in mehrere Wählerverzeichnisse eingetragen, so ist er unverzüglich aus 
dem Wählerverzeichnis, in das er zu Unrecht eingetragen wurde, zu streichen. Hiervon sind der 
Wahlberechtigte und die Gemeinde, in deren Wählerverzeichnis er zu verbleiben hat, unverzüglich zu 
verständigen. 

§ 20 

Auflegung des Wählerverzeichnisses 

(1) Am 21. Tag nach dem Tag der Wahlausschreibung hat der Bürgermeister das Wählerverzeichnis 
in einem allgemein zugänglichen Amtsraum durch fünf Werktage, mit Ausnahme des Samstages, zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen. 

(2) Der Bürgermeister hat die Auflegung des Wählerverzeichnisses vor dem Beginn der 
Einsichtsfrist durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde kundzumachen. Die Kundmachung hat die 
Einsichtsfrist, die für die Einsichtnahme bestimmten Amtsstunden, die Bezeichnung der Amtsräume, in 
denen das Wählerverzeichnis aufliegt, die Amtsstelle, bei der das Wählerverzeichnis betreffende 
Berichtigungsanträge eingebracht werden können, und die Bestimmungen der §§ 22 und 74 Abs. 1 lit. a 
zu enthalten. 

(3) Vom ersten Tag der Auflegung an dürfen Änderungen im Wählerverzeichnis nur mehr aufgrund 
des Berichtigungs- und Beschwerdeverfahrens (§§ 22, 23 und 24) vorgenommen werden. Davon 
ausgenommen sind Streichungen nach § 19 Abs. 3, die Beseitigung von offenkundigen Unrichtigkeiten in 
den Eintragungen von Wahlberechtigten und die Behebung von Formgebrechen, insbesondere die 
Berichtigung von Schreibfehlern und EDV-Fehlern. 

(4) In Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern ist vor dem Beginn der Einsichtsfrist in jedem 
Haus an einer den Hausbewohnern zugänglichen Stelle (Hausflur) eine Kundmachung anzuschlagen, in 
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der die im betreffenden Haus wohnenden, in das Wählerverzeichnis eingetragenen Personen mit 
Familiennamen und Vornamen sowie die Amtsstelle, bei der Berichtigungsanträge gegen das 
Wählerverzeichnis eingebracht werden können, anzugeben sind. 

§ 21 

Abschriften für Wählergruppen 

Der Bürgermeister hat jenen Wählergruppen, die bereits mindestens in einem Wahlkreis einen 
Kreiswahlvorschlag nach § 29 eingereicht haben, frühestens am ersten Tag der Auflegung auf Verlangen 
Abschriften des Wählerverzeichnisses sowie allfällige Nachträge zum Wählerverzeichnis elektronisch zur 
Verfügung zu stellen. 

§ 22 

Berichtigungsanträge 

(1) Innerhalb des Einsichtszeitraums kann jeder Staatsbürger unter Angabe seines Namens und der 
Wohnadresse bei der zur Entgegennahme von Berichtigungsanträgen bezeichneten Amtsstelle schriftlich 
oder mündlich Berichtigungsanträge betreffend das Wählerverzeichnis stellen. Der Antragsteller kann die 
Aufnahme eines Wahlberechtigten in das Wählerverzeichnis oder die Streichung eines nicht 
Wahlberechtigten aus dem Wählerverzeichnis begehren. Schriftliche Berichtigungsanträge können nach 
Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten auch telegrafisch, fernschriftlich, mit Telefax, 
elektronisch oder in jeder anderen technisch möglichen Weise eingebracht werden. 

(2) Die Berichtigungsanträge müssen bei der Amtsstelle, bei der sie einzubringen sind, noch vor dem 
Ablauf des Einsichtszeitraums einlangen. 

(3) Der Berichtigungsantrag ist, falls er schriftlich eingebracht wird, für jeden Berichtigungsfall 
gesondert zu stellen. Hat der Berichtigungsantrag die Aufnahme eines Wahlberechtigten zum 
Gegenstand, so sind auch die zur Begründung des Berichtigungsantrages notwendigen Belege 
anzuschließen. Wird im Berichtigungsantrag die Streichung eines nicht Wahlberechtigten begehrt, so ist 
der Grund hierfür anzugeben. Alle Berichtigungsanträge, auch mangelhaft belegte, sind von den hierzu 
berufenen Stellen entgegenzunehmen und weiterzuleiten. Ist ein Berichtigungsantrag von mehreren 
Antragstellern unterzeichnet, so gilt, wenn kein Zustellungsbevollmächtigter genannt ist, der an erster 
Stelle Unterzeichnete als zustellungsbevollmächtigt. 

(4) Der Bürgermeister hat die Personen, gegen deren Aufnahme in das Wählerverzeichnis ein 
Berichtigungsantrag gestellt wurde, hiervon unter gleichzeitiger Bekanntgabe der Gründe innerhalb von 
24 Stunden nach Einlangen des Berichtigungsantrages zu verständigen. Den Betroffenen steht es frei, 
binnen vier Tagen nach der Zustellung der Verständigung schriftlich oder mündlich Einwendungen bei 
der Gemeindewahlbehörde vorzubringen. 

(5) Die Namen der Antragsteller unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Den Strafgerichten sind sie 
auf Verlangen bekanntzugeben. 

§ 23 

Entscheidung über Berichtigungsanträge 

(1) Die Gemeindewahlbehörde hat über Berichtigungsanträge binnen sechs Tagen nach ihrem 
Einlangen zu entscheiden. § 7 AVG ist anzuwenden. Die Gemeindewahlbehörde hat die Entscheidung 
dem Antragsteller sowie dem von der Entscheidung Betroffenen unverzüglich schriftlich mitzuteilen und 
nach dem Eintritt der Rechtskraft dem Bürgermeister zur Kenntnis zu bringen. 

(2) Erfordert die Entscheidung eine Richtigstellung des Wählerverzeichnisses, so hat sie der 
Bürgermeister unter Angabe des Bescheides unverzüglich durchzuführen. Handelt es sich um die 
Aufnahme eines vorher im Wählerverzeichnis nicht enthaltenen Wahlberechtigten, so ist sein Name am 
Ende des Wählerverzeichnisses mit der dort folgenden fortlaufenden Zahl einzutragen. An jener Stelle 
des Wählerverzeichnisses, an der er ursprünglich einzutragen gewesen wäre, ist auf die fortlaufende Zahl 
der neuen Eintragung hinzuweisen. 

§ 24 

Beschwerden, Abschluss des Wählerverzeichnisses 

(1) Gegen die Entscheidung der Gemeindewahlbehörde kann der Antragsteller sowie der von der 
Entscheidung Betroffene binnen zwei Tagen nach der Zustellung der Entscheidung schriftlich bei der 
Gemeinde eine Beschwerde einbringen; § 22 Abs. 1 dritter Satz und Abs. 3 gilt sinngemäß. Die 
Gemeinde hat die Beschwerde unverzüglich auf die schnellstmögliche Art an das 
Landesverwaltungsgericht weiterzuleiten. Der Bürgermeister hat den Beschwerdegegner unverzüglich 
von der eingebrachten Beschwerde zu verständigen und ihm gleichzeitig mitzuteilen, dass es ihm 
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freisteht, innerhalb von zwei Tagen nach der Zustellung der Verständigung in die Beschwerde Einsicht 
und zu den Beschwerdegründen gegenüber dem Landesverwaltungsgericht Stellung zu nehmen. 

(2) Das Landesverwaltungsgericht hat über die Beschwerde binnen vier Tagen nach ihrem Einlangen 
bei der Gemeinde ohne Anberaumung einer mündlichen Verhandlung in der Sache selbst zu entscheiden. 
§ 23 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 ist anzuwenden. § 23 Abs. 1 dritter Satz gilt mit der Maßgabe, dass 
an die Stelle der Gemeindewahlbehörde das Landesverwaltungsgericht tritt. 

(3) Nach dem Abschluss des Berichtigungs- und Beschwerdeverfahrens hat der Bürgermeister das 
Wählerverzeichnis abzuschließen. 

§ 25 

Teilnahme an der Wahl, Ort der Ausübung des Wahlrechts 

(1) An der Wahl dürfen nur Wahlberechtigte teilnehmen, deren Namen im abgeschlossenen 
Wählerverzeichnis enthalten sind. 

(2) Jeder Wahlberechtigte hat nur eine Stimme. 

(3) Jeder Wahlberechtigte hat sein Wahlrecht grundsätzlich im Wahllokal jenes Wahlsprengels 
auszuüben, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist, soweit in den §§ 46 Abs. 2, 47 und 48 Abs. 1 
nichts anderes bestimmt ist. 

§ 26 

Ausstellung einer Wahlkarte 

(1) Wahlberechtigte, die aus gesundheitlichen Gründen, wegen Ortsabwesenheit oder aus sonstigen 
Gründen am Wahltag voraussichtlich verhindert sein werden, ihre Stimme vor jener Wahlbehörde 
abzugeben, in deren Wählerverzeichnis sie eingetragen sind, können die Ausstellung einer Wahlkarte 
beantragen. 

(2) Die Ausstellung einer Wahlkarte kann – unbeschadet des § 17 Abs. 4 – beim Bürgermeister der 
Gemeinde, von der der Wahlberechtigte in das Wählerverzeichnis eingetragen wurde, vom Tag der 
Wahlausschreibung an schriftlich bis spätestens am vierten Tag vor dem Wahltag oder mündlich bis 
spätestens am zweiten Tag vor dem Wahltag, 14.00 Uhr, unter Angabe des Grundes nach Abs. 1 
beantragt werden. Ebenfalls bis zum zuletzt genannten Zeitpunkt kann ein schriftlicher Antrag gestellt 
werden, wenn eine persönliche Übergabe der Wahlkarte an eine vom Antragsteller bevollmächtigte 
Person möglich ist. Schriftliche Anträge können nach Maßgabe der vorhandenen technischen 
Möglichkeiten auch telegrafisch, fernschriftlich, mit Telefax, elektronisch oder in jeder anderen technisch 
möglichen Weise eingebracht werden. Beim mündlichen Antrag ist die Identität durch einen amtlichen 
Lichtbildausweises oder eine andere amtliche Urkunde nachzuweisen, beim schriftlichen Antrag kann die 
Identität auch auf andere Weise, insbesondere durch Vorlage der Ablichtung eines solchen amtlichen 
Dokuments, glaubhaft gemacht werden. Dies gilt auch im Fall der elektronischen Einbringung des 
Antrages, sofern dieser nicht mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist. Eine 
telefonische Beantragung ist nicht zulässig. 

(3) Die Wahlkarte ist nach dem Muster der Anlage 1 als verschließbarer Briefumschlag herzustellen. 
Das Anbringen eines der automationsunterstützten Erfassung der Briefwähler dienenden Barcodes oder 
QR-Codes ist zulässig. Wahlkarten, die mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung ausgestellt 
werden, können anstelle der Unterschrift oder Paraphe des Bürgermeisters auch mit der Unterschrift oder 
Paraphe eines mit der Ausstellung von Wahlkarten betrauten Bediensteten der Gemeinde oder mit einer 
Amtssignatur nach den §§ 19 und 20 des E-Government-Gesetzes versehen werden, wobei § 19 Abs. 3 
zweiter Satz dieses Gesetzes nicht anzuwenden ist. 

(4) Wird dem Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte stattgegeben, so sind dem Antragsteller neben 
der Wahlkarte auch ein amtlicher Stimmzettel, ein Wahlkuvert und eine Kundmachung der zugelassenen 
Landeswahlvorschläge nach § 37 Abs. 12 auszufolgen. Der amtliche Stimmzettel und das Wahlkuvert 
sind in die Wahlkarte zu legen, die sodann jeweils unverschlossen dem Antragsteller oder einer von ihm 
bevollmächtigten Person zu übergeben oder zu übersenden ist. Der Antragsteller hat die Wahlkarte bis zur 
Stimmabgabe sorgfältig zu verwahren. Wird dem Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte nicht 
stattgegeben, so ist der Antragsteller hiervon schriftlich zu verständigen. Dies kann per E-Mail erfolgen, 
wenn der Gemeinde eine E-Mail-Adresse des Antragstellers bekannt ist. 

(5) An Personen, die eine amtswegige Zustellung der Wahlkarte nach § 17 Abs. 4 beantragt haben, 
sind die Wahlkarte und ein amtlicher Stimmzettel, ein Wahlkuvert und eine Kundmachung der 
zugelassenen Landeswahlvorschläge nach § 37 Abs. 12 zu übersenden, sobald der Gemeinde die 
entsprechenden Vordrucke sowie die amtlichen Stimmzettel zur Verfügung stehen. 
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(6) Für abhanden gekommene Wahlkarten darf kein Ersatz ausgefolgt werden. Unbrauchbar 
gewordene Wahlkarten, die noch nicht zugeklebt und bei denen die eidesstattliche Erklärung noch nicht 
unterschrieben wurde, können an die Gemeinde retourniert werden. In diesem Fall kann die Gemeinde 
nach Erhalt der Wahlkarte ein Duplikat ausstellen. Eine unbrauchbar gewordene Wahlkarte ist in einem 
solchen Fall mit entsprechendem Vermerk zu kennzeichnen und der Gemeindewahlbehörde zu 
übermitteln. 

§ 27 

Vorgang nach der Ausstellung einer Wahlkarte 

(1) Der Bürgermeister hat die Familiennamen und Vornamen der Wahlberechtigten, die ihr 
Wahlrecht im Weg der Briefwahl ausüben wollen, mit der Zahl des Wahlsprengels und des 
Wählerverzeichnisses in ein besonderes Verzeichnis aufzunehmen und im Wählerverzeichnis beim 
betreffenden Wahlberechtigten in der Spalte „Anmerkung“ das Wort „Briefwahl“ in auffälliger Weise zu 
vermerken, wobei die Zeilen, in denen dieses Wort aufscheint, etwa durch Kursivschrift, Fettdruck oder 
farblich, besonders hervorzuheben sind. Das Verzeichnis ist gleichzeitig mit den bei der Gemeinde bis 
zum zweiten Tag vor dem Wahltag abgegebenen oder im Postweg eingelangten Wahlkarten der 
Briefwähler nach § 48 Abs. 1 lit. a der (den) für die Erfassung der Wahlkarten dieser Briefwähler 
zuständigen Wahlbehörde(n) zu übergeben. 

(2) Der Bürgermeister hat die Anzahl der ausgestellten Wahlkarten, getrennt nach Wahlberechtigten 
im Inland und im Ausland, nach dem Ablauf der im § 26 Abs. 2 für die mündliche Beantragung der 
Wahlkarte festgelegten Frist unverzüglich dem Kreiswahlleiter bekannt zu geben. Der Kreiswahlleiter hat 
in gleicher Weise die Anzahl der in seinem Bereich ausgestellten Wahlkarten ebenfalls unverzüglich dem 
Landeswahlleiter bekannt zu geben. 

 

§ 45 

Abgabe verschlossener Wahlkarten am Wahltag 

Personen, die sich lediglich zur Abgabe verschlossener Wahlkarten in ein Wahllokal begeben, haben 
diese dem Wahlleiter zu übergeben und dessen weitere Veranlassungen abzuwarten. Der Wahlleiter hat 
zu überprüfen, ob die auf den übergebenen Wahlkarten aufscheinenden Wähler in das Wählerverzeichnis 
der betreffenden Wahlbehörde eingetragen sind. Trifft dies zu, so ist die Wahlkarte zu übernehmen und in 
das hierfür bestimmte Behältnis zu legen. Andernfalls ist die Wahlkarte dem Überbringer wieder zu 
übergeben und dieser anzuleiten, wo er diese abgeben kann bzw. aufzuklären, dass eine Abgabe, etwa 
wegen des zu erwartenden Ablaufs der Wahlzeit, nicht mehr in Betracht kommt. Verweigert der 
Überbringer die Rücknahme einer Wahlkarte, so ist dieser Umstand auf der Wahlkarte zu vermerken und 
die Wahlkarte der Niederschrift ungeöffnet beizuschließen. 

 

§ 48 

Vorgang bei der Briefwahl 

(1) Das Wahlrecht kann von Wählern, denen eine Wahlkarte ausgestellt wurde, im Weg der 
Briefwahl auf folgende Arten ausgeübt werden: 

 a) im Weg der Übersendung oder der sonstigen Übermittlung der verschlossenen Wahlkarte an die 
Gemeinde, einschließlich der persönlichen Übergabe während der Amtsstunden, wobei die 
Wahlkarte spätestens am zweiten Tag vor dem Wahltag, im Fall der persönlichen Übergabe bis 
14.00 Uhr, bei der Gemeinde einlangen muss, 

 b) im Weg der Übermittlung, einschließlich der persönlichen Übergabe, der verschlossenen 
Wahlkarte an die Wahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis der Wähler eingetragen ist, während 
der Wahlzeit dieser Wahlbehörde am Wahltag. 

(2) Der Wähler hat der Wahlkarte den amtlichen Stimmzettel und das Wahlkuvert zu entnehmen, 
den amtlichen Stimmzettel persönlich, unbeobachtet und unbeeinflusst auszufüllen, den ausgefüllten 
amtlichen Stimmzettel in das Wahlkuvert und dieses in die Wahlkarte zu legen. Sodann hat er auf der 
Wahlkarte durch Unterschrift eidesstattlich zu erklären, dass er den amtlichen Stimmzettel persönlich, 
unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefüllt hat, anschließend die Wahlkarte zu verschließen und auf eine 
der im Abs. 1 angeführten Arten zu übermitteln. Aus der Wahlkarte mit der eidesstattlichen Erklärung 
muss die Identität des Wählers hervorgehen. Die Kosten für die Übermittlung der Wahlkarte an die 
Gemeinde im Postweg hat das Land Tirol zu tragen. 
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§ 49 

Wahlkuverts 

Die Wahlkuverts sind aus undurchsichtigem Papier in einheitlicher blauer Farbe, Form und Größe 
herzustellen. Die Anbringung von Zeichen und Wörtern auf den Wahlkuverts oder deren sonstige 
Kennzeichnung ist verboten. 

§ 50 

Gestaltung des amtlichen Stimmzettels 

(1) Der amtliche Stimmzettel hat für jeden Wahlvorschlag eine gleich große Spalte vorzusehen. Sie 
hat von oben nach unten zu enthalten: 

 a) die Nummer des Wahlvorschlages nach § 36 Abs. 4, 

 b) die Bezeichnung der Wählergruppe, 

 c) eine allfällige Kurzbezeichnung der Wählergruppe und 

 d) einen Kreis. 

Darunter sind für jeden Wahlvorschlag ein gleich großer Raum zur Eintragung eines Wahlwerbers auf 
dem Landeswahlvorschlag der gewählten Partei und ein weiterer für jeden Wahlvorschlag gleich großer 
Raum vorzusehen, der die Wahlwerber des Kreiswahlvorschlages der betreffenden Wählergruppe unter 
Angabe des Familiennamens und Vornamens und des Geburtsjahres in der mit arabischen Ziffern 
bezeichneten Reihenfolge entsprechend der Kundmachung nach § 36 sowie jeweils ein gleich großes 
Kästchen zu enthalten hat. Im Übrigen hat der amtliche Stimmzettel noch die weiteren Angaben nach 
dem Muster der Anlage 3 zu enthalten. Die Reihung der Wahlvorschläge auf dem amtlichen Stimmzettel 
richtet sich nach der Reihung der Wahlvorschläge in der Kundmachung nach § 36. In gleicher Weise sind 
die Stimmzettel-Schablonen herzustellen. 

(2) Die Größe des amtlichen Stimmzettels hat sich nach der Anzahl der im Wahlkreis zu 
berücksichtigenden Wahlvorschläge zu richten. Das Ausmaß hat zumindest dem Format DIN A4 zu 
entsprechen. Es sind für alle Bezeichnungen der Wählergruppen und die Angaben nach Abs. 1 zweiter 
Satz die gleiche Größe der Rechtecke, der Druckbuchstaben und der Zahlen und für die 
Kurzbezeichnungen der Wählergruppen einheitliche größtmögliche Druckbuchstaben zu verwenden. Bei 
mehr als dreizeiligen Bezeichnungen der Wählergruppen kann die Größe der Druckbuchstaben dem zur 
Verfügung stehenden Raum angepasst werden. Die Worte „Wahlvorschlag Nr. ...“ sind klein, die Ziffern 
daneben sind möglichst groß zu drucken. Die Farbe aller Druckbuchstaben muss einheitlich schwarz sein. 
Die Trennungslinien der Rechtecke und der Kreise müssen in gleicher Stärke ausgeführt sein. 

 

§ 52 

Gültiges Ausfüllen des amtlichen Stimmzettels 

(1) Der amtliche Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist, für 
welche Wählergruppe der Wähler seine Stimme abgeben wollte. Dies ist der Fall, wenn der Wähler in 
einem der unter den einzelnen Bezeichnungen der Wählergruppen vorgedruckten Kreise mit einem 
Schreibgerät ein liegendes Kreuz oder ein anderes Zeichen anbringt, aus dem eindeutig hervorgeht, dass 
er die in derselben Spalte angeführte Wählergruppe wählen wollte. 

(2) Der amtliche Stimmzettel ist auch dann gültig ausgefüllt, wenn der Wille des Wählers auf andere 
Weise, z.B. durch Anhaken, Unterstreichen, sonstige entsprechende Kennzeichnung einer Wählergruppe 
oder durch Durchstreichen der Bezeichnungen der übrigen Wählergruppen, eindeutig zu erkennen ist. 

(3) Ein amtlicher Stimmzettel, der nur die Bezeichnung oder den Eintrag zur Vergabe einer 
Vorzugsstimme für einen oder mehrere Wahlwerber der Wahlwerberliste des Kreiswahlvorschlages 
und/oder des Landeswahlvorschlages derselben Wählergruppe aufweist, gilt als gültige Stimme für diese 
Wählergruppe. 

 

§ 53 

Vergabe von Vorzugsstimmen an Wahlwerber des Kreiswahlvorschlages 

(1) Der Wähler kann höchstens einem Wahlwerber der Wahlwerberliste des Kreiswahlvorschlages 
der von ihm gewählten Wählergruppe eine Vorzugsstimme geben, indem er in dem im Bereich des 
Namens des Wahlwerbers vorgedruckten Kästchen ein liegendes Kreuz oder ein anderes Zeichen 
anbringt, aus dem eindeutig hervorgeht, dass er diesem Wahlwerber eine Vorzugsstimme geben wollte. 
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(2) Eine Vorzugsstimme für einen Wahlwerber, der nicht Wahlwerber der gewählten Wählergruppe 
ist, gilt als nicht gültig vergeben. Hat der Wähler mehr als einem Wahlwerber des Kreiswahlvorschlages 
der von ihm gewählten Wählergruppe eine Vorzugsstimme gegeben, so gilt für den Bereich des 
Kreiswahlvorschlages keine Vorzugsstimme als gültig vergeben. 

§ 54 

Vergabe von Vorzugsstimmen an Wahlwerber des Landeswahlvorschlages 

(1) Der Wähler kann höchstens einem Wahlwerber des Landeswahlvorschlages der von ihm 
gewählten Wählergruppe eine Vorzugsstimme geben, indem er in dem dafür vorgesehenen Raum den 
Namen von höchstens einem Wahlwerber der von ihm gewählten Wählergruppe oder dessen 
Reihungsnummer der Wahlwerberliste einträgt. Die Eintragung ist gültig, wenn aus ihr eindeutig 
hervorgeht, welchen Wahlwerber der gewählten Wählergruppe der Wähler bezeichnen wollte. Dies ist im 
Fall der Eintragung des Namens insbesondere dann der Fall, wenn die Eintragung mindestens den 
Familiennamen des Wahlwerbers und bei Wahlwerbern derselben Wählergruppe mit demselben Namen 
ein entsprechendes Unterscheidungsmerkmal (z.B. zusätzliche Angabe des Vornamens, des 
Geburtsjahres, des Berufes oder der Adresse) enthält. 

(2) Wurde der Name oder die Reihungsnummer eines Wahlwerbers nicht im dafür vorgesehenen 
Raum eingetragen oder wurde ein Wahlwerber eingetragen, der nicht Wahlwerber der gewählten 
Wählergruppe ist, so gilt die Eintragung als nicht gültig erfolgt. Wurden mehrere Wahlwerber 
eingetragen, so gilt für die Vergabe von Vorzugsstimmen für den Bereich des Landeswahlvorschlages 
keiner der Wahlwerber als gültig eingetragen. Wurde ein Wahlwerber der gewählten Wählergruppe in 
dem dafür vorgesehenen Raum mehrmals eingetragen, so gilt er als nur einmal gültig eingetragen. 

 

§ 59 

Ungültige Stimmzettel 

(1) Ein Stimmzettel ist ungültig, wenn 

 a) ein anderer als der amtliche Stimmzettel zur Abgabe der Stimme verwendet wurde, 

 b) der Stimmzettel durch Abreißen eines Teiles derart beschädigt wurde, dass nicht eindeutig 
hervorgeht, für welche Wählergruppe der Wähler seine Stimme abgeben wollte, 

 c) der Stimmzettel entgegen dem § 52 behandelt wurde, etwa indem der Wähler alle Wählergruppen 
durchgestrichen oder in einer dem § 52 Abs. 3 nicht entsprechenden Weise nur Vorzugsstimmen 
vergeben hat, 

 d) zwei oder mehrere Wählergruppen bezeichnet wurden, 

 e) keine Wählergruppe und auch kein Wahlwerber bezeichnet wurde, 

 f) aus den vom Wähler angebrachten Zeichen oder der sonstigen Kennzeichnung des Stimmzettels 
nicht eindeutig hervorgeht, für welche Wählergruppe er seine Stimme abgeben wollte. 

(2) Wörter, Bemerkungen oder Zeichen, die auf dem Stimmzettel außer zur Kennzeichnung der 
gewählten Wählergruppe oder zur Vergabe einer Vorzugsstimme angebracht wurden, beeinträchtigen die 
Gültigkeit des Stimmzettels nicht, sofern sich hierdurch nicht einer der angeführten Ungültigkeitsgründe 
ergibt. Im Wahlkuvert befindliche Beilagen aller Art beeinträchtigen die Gültigkeit des Stimmzettels 
nicht. 

 

§ 60 

Leere Wahlkuverts und Wahlkuverts mit mehreren Stimmzetteln 

Wahlkuverts, die keinen amtlichen Stimmzettel enthalten, gelten als ungültige Stimmen. Enthält ein 
Wahlkuvert mehrere amtliche Stimmzettel des Wahlkreises, so sind sämtliche Bezeichnungen und 
Eintragungen auf diesen Stimmzetteln als auf einem von ihnen erfolgt anzusehen. Die Gültigkeit bzw. 
Ungültigkeit ist nach den §§ 52 und 59 zu beurteilen. Die Gültigkeit der Vergabe einer Vorzugsstimme ist 
nach den §§ 53 und 54 zu beurteilen. 

Anlage 1 

Wahlkarte 

Anlagen 

  Anlage 1 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LTI40040059/LGBLA_TI_20170821_74_Anlage1.pdf
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Anlage 2 

Unterstützungserklärung 

(gemäß § 29 der Tiroler Landtagswahlordnung 2017) 

Anlagen 

  Anlage 2 

Anlage 3 

Amtlicher Stimmzettel 
 

Anlagen 

  Anlage 3 

 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LTI40040060/LGBLA_TI_20170821_74_Anlage2.pdf
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Landesnormen/LTI40040061/LGBLA_TI_20170821_74_Anlage3.pdf

